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Der Antrag im Uberblick

Die CDU-Fraktion fordert, dass Hochschulen bei der Benotung keine
geschlechtergerechten Sprachformen berlcksichtigen dirfen und sich ausschlieBlich
am Regelwerk des Rates fur deutsche Rechtschreibung orientieren mussen.

* Keine Benotungseinschrankung durch Sprachgebrauch

* Verbindlichkeit der amtlichen Rechtschreibregeln

* Kritik an Hochschul-Leitfaden zu geschlechtergerechter Sprache

GWO-Treue

Score:

Begriindung: Der Antrag widerspricht zentralen GWO-Werten: Er untergrabt
Solidaritat und soziale Gerechtigkeit, indem er geschlechtergerechte Sprachpraxis als
'Ungleichbehandlung' delegitimiert und damit strukturelle Diskriminierung
reproduziert. Er verletzt Menschenwurde durch die instrumentalisierende Abwertung
von Selbstbestimmung in Sprache und Identitt. Okologische Nachhaltigkeit und
Transparenz & Mitbestimmung bleiben unberthrt. Die Fokussierung auf orthografische
Normativitat statt auf inklusive Kommunikation steht im Widerspruch zur
gemeinwohlorientierten Verantwortung flr Teilhabe.

Schwerpunkte: C3, D1, D2, D4

Matrix-Zuordnung (Matrix 2.0 fur Gemeinden)

| [ 2 | 3 | 4 |5
A: Lieferant:innen
B: Finanzen
C: Fihrung/Verwaltung _
D: Burger:innen _— _
E: Gesellschaft/Natur

Legende: ++ stark fordernd, + férdernd, O neutral, — widersprechend, —— stark widersprechend



Beriihrte Themenfelder

e C3: Verpflichtung zur inklusiven Sprachgestaltung als Teil der demokratischen
Verantwortung [——]

* D1: Ablehnung geschlechtergerechter Sprachformen als Verletzung der Wirde
nicht-binarer und trans Personen [——]

e D2: Entsolidarisierung durch Abwertung sprachlicher Inklusion als 'Zwang' statt als
Ausdruck gesellschaftlicher Vielfalt [——]

* D4: Verweigerung von sprachlicher Teilhabe als systemische Benachteiligung
marginalisierter Gruppen [——]

Programmtreue

SPD

Wahlprogramm: 1.0/10 — Der Antrag widerspricht klar den SPD-Kernpositionen zu
Vielfalt, Teilhabe und Demokratie. Das SPD-Wahlprogramm 2024 betont explizit die
Forderung von Vielfalt und Chancengleichheit (S. 13, 19), ohne jegliche Kritik an
geschlechtergerechter Sprache. Keine Quelle unterstutzt die Zielsetzung des Antrags.

Parteiprogramm: 2.0/10 — Das Hamburger Programm (2007) verankert Solidaritat,
Gerechtigkeit und Demokratie als Grundwerte (S. 62, 40). Es betont Bildung als
Schlussel zur Teilhabe und lehnt Ausgrenzung ab. Der Antrag untergrabt diese
Prinzipien durch die Stigmatisierung inklusiver Sprachpraxis.

AfD

Wahlprogramm: 9.0/10 — Der Antrag entspricht vollstandig der AfD-Position gegen
'‘Gender-ldeologie' und fur traditionelle Sprachnormen. Das Wahlprogramm 2022
fordert explizit 'gegen Gendersprache' und 'Leistungsprinzip', was hier sprachlich
umgesetzt wird.

Parteiprogramm: 9.0/10 — Das AfD-Grundsatzprogramm 2016 lehnt 'Gender-
Ideologie' ab und betont 'traditionelles Familienbild'. Der Antrag ist eine direkte
Umsetzung dieser Position im Hochschulkontext.

CDU (Antragsteller)

Wahlprogramm: 9.0/10 — Der Antrag spiegelt exakt die CDU-Position aus dem
Wahlprogramm 2024 wider: Ablehnung von 'sprachlicher Umerziehung', Betonung der
Regeln des Rates fiir deutsche Rechtschreibung und Kritik an 'Uberhéhung der
sogenannten Gend..."' (S. 53).

Parteiprogramm: 7.0/10 — Das CDU-Grundsatzprogramm 2024 betont
'Menschenwiirde', 'Freiheit' und 'Verantwortung', aber auch 'Vielfalt' und
'Gleichstellung' (S. 47-48). Der Antrag reduziert Freiheit auf formale Orthografie und
vernachlassigt die Verantwortung flr inklusive Sprachgestaltung — daher hohe, aber
keine vollstandige Ubereinstimmung.

BSW

Wahlprogramm: 10.0/10 — Der Antrag entspricht wortlich den Kernforderungen des
BSW-Wahlprogramms 2024: 'konsequentes Genderverbot an Schulen und Behdrden!'



(S. 4), 'Rickbesinnung auf Kernkompetenzen' und Ablehnung von 'Genderstern’' (S.
31-32).

Parteiprogramm: 0.0/10 — Keine Quellen im Index — Bewertung nicht mdglich.

Verbesserungsvorschlage

Original:
Sicherzustellen, dass an allen Brandenburger Hochschulen die Benotung mundlicher und

schriftlicher Leistungen nicht von der Verwendung eines bestimmten Sprachgebrauchs
abhangt.

Vorschlag:

Sicherzustellen, dass an allen Brandenburger Hochschulen die Benotung mundlicher und
schriftlicher Leistungen nicht von der Verwendung geschlechtergerechter
Sprachformen abhangt, und stattdessen die sprachliche Gestaltung als Ausdruck
von Selbstbestimmung und Vielfalt gewirdigt wird.

Starkt Menschenwtrde (D1) und Solidaritat (D2) durch Anerkennung sprachlicher

Selbstbestimmung und entzieht der Diskriminierung von nicht-binaren und trans Personen
die institutionelle Legitimation.

Original:
Das amtliche Regelwerk des Rates fur deutsche Rechtschreibung weiterhin als

mafigeblichen Bewertungsstandard fur schriftliche Prifungen und wissenschaftliche
Arbeiten zu gewahrleisten.

Vorschlag:

Das amtliche Regelwerk des Rates flr deutsche Rechtschreibung als
Orientierungsgrundlage fur schriftliche Prifungen und wissenschaftliche Arbeiten zu
gewahrleisten, unter ausdricklicher Anerkennung, dass geschlechtergerechte

Sprachformen im akademischen Kontext als legitime und wissenschaftlich
fundierte Ausdrucksformen gelten.

Starkt Transparenz & Mitbestimmung (D5) und soziale Gerechtigkeit (D4) durch klare,
inklusive Leitlinien statt normativer Einengung.

Original:

Schreibweisen mit Genderstern, Unterstrich oder Doppelpunkt innerhalb von Wortern sind
vom Rat fUr deutsche Rechtschreibung nicht als offizieller Standard anerkannt.

Vorschlag:

Schreibweisen mit Genderstern, Unterstrich oder Doppelpunkt innerhalb von Wértern sind
vom Rat fur deutsche Rechtschreibung nicht als offizieller Standard anerkannt, doch sie
sind als etablierte, wissenschaftlich reflektierte und gesellschaftlich verbreitete

Formen der geschlechtergerechten Sprachgestaltung anerkannt und dirfen
nicht benachteiligt werden.

Behebt den fundamentalen Widerspruch zu Menschenwurde (D1) und Solidaritat (D2) durch
positive Anerkennung statt stigmatisierender Negation.



Zusammenfassung

Starken

* Klare Benennung der
Rechtsgrundlage (Art. 5 Abs. 3 GG)

* Fokus auf faire Bewertung als
bildungspolitisches Ziel

Schwachen

* Instrumentalisierung von
'Sprachfreiheit' zur Marginalisierung
von Minderheiten

* Ignoranz gegenuber
wissenschaftlichen Erkenntnissen zur
Sprachentwicklung und
Geschlechtergerechtigkeit

« Systematische Verletzung der GWO-
Werte Menschenwdlrde, Solidaritat
und soziale Gerechtigkeit

germany.econgood.org



Original-Antrag

Drucksache 8/673

Freiheit des Sprachgebrauchs an Brandenburger Hochschulen sichern

Die folgenden Seiten enthalten den unveranderten Originalantrag.



Landtag Brandenburg Drucksache 8/673
8. Wahlperiode

Antrag

der CDU-Fraktion

Freiheit des Sprachgebrauchs an Brandenburger Hochschulen sichern

Der Landtag stellt fest:

Sprache ist ein grundlegendes Mittel der Verstandigung und sollte klar, verstandlich und
einheitlich bleiben. Die deutsche Sprache hat sich tUber Jahrhunderte bewahrt und ermdg-
licht eine prazise Kommunikation. Die Freiheit des Sprachgebrauchs ist ein wesentliches
Merkmal einer offenen Wissenschafts- und Bildungskultur. Freiheit von Forschung und
Lehre sind in Art. 5 Abs. 3 des Grundgesetzes geschitzt. Dies gilt sowohl fur Wissenschaft-
ler als auch fur Studenten. Wissenschaft lebt von Diskurs und sprachlicher Entwicklung.

Der Landtag fordert die Landesregierung auf:

1. Sicherzustellen, dass an allen Brandenburger Hochschulen die Benotung mandlicher
und schriftlicher Leistungen nicht von der Verwendung eines bestimmten Sprachge-
brauchs abhangt.

2. Das amtliche Regelwerk des Rates fur deutsche Rechtschreibung weiterhin als maf3-
geblichen Bewertungsstandard fur schriftliche Prifungen und wissenschaftliche Arbei-
ten zu gewahrleisten.

Begrundung:

Ziel des Antrags ist es, Hinweisen auf eine mogliche Einschrankung der wissenschaftlichen
Freiheit entgegenzuwirken. Mit dieser Regelung soll sichergestellt werden, dass die Freiheit
des Sprachgebrauchs an Brandenburger Hochschulen gewahrt bleibt und eine faire Bewer-
tung von Leistungen gewahrleistet wird.

An mehreren Hochschulen in Brandenburg gibt es offizielle Leitfaden und Beschlusse, die
unterschiedlich verbindlich einen bestimmten Sprachgebrauch empfehlen oder vorschrei-
ben. Das entspricht unserer Meinung nach nicht der wissenschaftlichen Freiheit. Fir die
Studenten soll in dieser Angelegenheit daher Klarheit geschaffen werden.

Eingegangen: 18.03.2025 / Ausgegeben: 18.03.2025
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Das amtliche Regelwerk des Rates flr deutsche Rechtschreibung legt fest, dass Sonder-
zeichen wie Genderstern, Unterstrich oder Doppelpunkt innerhalb von Wortern nicht zum
Kernbestand der deutschen Orthografie gehéren. Darlber hinaus wird im Regelwerk vor
grammatischen Folgeproblemen gewarnt, die durch die Nutzung entstehen konnen.
Schreibweisen mit Genderstern, Unterstrich oder Doppelpunkt innerhalb von Wértern sind
vom Rat fur deutsche Rechtschreibung nicht als offizieller Standard anerkannt. Hochschu-
len sollten sich bei der Bewertung von Prufungsleistungen an den amtlichen Rechtschreib-
regeln orientieren, um faire und objektive Mal3stabe zu gewahrleisten.

Dennoch respektieren wir, wenn Studenten eine Sprache gebrauchen, wie sie in einzelnen
Leitfaden empfohlen wird. Auch dies ist Bestandteil der Wissenschaftsfreiheit.

-  Sprache ist ein dynamisches Medium, das sich im gesellschaftlichen Diskurs stetig wei-
terentwickelt. In der Forschung und Lehre sollte jedoch sichergestellt sein, dass sprach-
liche Praferenzen nicht zu einer Ungleichbehandlung flhren.



	Freiheit des Sprachgebrauchs an Brandenburger Hochschulen sichern
	Der Antrag im Überblick
	GWÖ-Treue
	Matrix-Zuordnung (Matrix 2.0 für Gemeinden)
	Berührte Themenfelder

	Programmtreue
	SPD
	AfD
	CDU (Antragsteller)
	BSW

	Verbesserungsvorschläge
	Zusammenfassung
	Stärken
	Schwächen



